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ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr. Haider, Dolinschek 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend Selbstbehalt in der Krankenversicherung 

Der Kärntncr Landesrat Max Rauscher sprach sich in der Kleinen Zeitung am 7. Mai 1992 

gegen die Einführung eines Sclbstbehaltes bei den Gebietskrankenkassen aus. Er begründete 

diese Haltung einerseits damit, daß ein Selbstbehalt nur dann wirksam sei, wenn die anfallen­

den Verwaltungskosten die Einsparungen durch den Selbstbehalt nicht übersteigen und ander­

erseits mit der Belastung der sozial Schwächeren und Pensionisten, die gezwungen würden, 

auf Arztbesuche unter Mißachtung des Gesundheitsrisikos zu verzichten oder finanzielleHärten 

hinzunehmcn. 

Da die nach BSVG und GSVG \'ersicherten Menschen einen Selbstbehalt zu bezahlen haben, 

und die bestehende Ungleichbehandlung nicht sachlich hegründbar ist, stellen die unter­

zeichneten Abgeordneten an den Herrn Bundesminister für Arbeit und Soziales die nach­

stehende 

Anfrage: 

1. Trctcn Sic für die Einführung cincs Sclbstbchaltcs für dic ASVG-Krankcl1versicherten 

ein? 

2. Wcnn nein, teilen Sie die Ansicht von LR Rauscher, daß eine solche Maßnahme die 

sozial Schwachen und Pensionisten besonders hart trifft? 
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3. Wenn ja, werden Sie in den nächsten Nm·ellen zum BSVG und GSVG einen Entfall 

des Selbstbehaltes vorschlagen? Wenn nein, warum sind Sie der Meinung, daß den nach 

diesen Sozialversicherungsgesetzen versicherten Menschen ein Selbstbehalt zugemutet 

werden kann? 
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